
Wunsch entsprach — wurde nicht beachtet. Er erhielt • 
vielmehr als erste Arbeitsstelle eine Zuweisung zum 
VEB B, wo er als Transportarbeiter arbeiten sollte. In 
diesem Betrieb arbeitete er nur einen Tag und löste 
später im gegenseitigen Einverständnis sein Arbeits­
verhältnis durch Aufhebungsvertrag, weil ihm diese 
Arbeit zu schwer war und sie seinen durchaus realisier­
baren Berufswünschen nicht entsprach. Am 11. Juni 
1963 wurde P. zum VEB H. vermittelt. Hier begann er 
nach einer zunächst nicht zu beanstandenden Tätigkeit 
ab 1. September 1963 unentschuldigt der Arbeit fern­
zubleiben, weshalb er fristlos entlassen wurde.
Am 11. Oktober 1963 führte daraufhin der Rat des 
Stadtbezirks F. eine Aussprache mit P. und vermittelte 
ihn zum VEB I. als Rohbauarbeiter. Trotz Zusicherung 
nahm P. diese Arbeit nicht auf. Er suchte vielmehr 
selbst Arbeit beim VEB T., ohne jedoch auch dort eine 
ihm zugesicherte Tätigkeit zu beginnen.
Ohne für P. — der auf sich allein gestellt war — die 
erforderliche Unterstützung im Wohngebiet zu organi­
sieren, empfahl nunmehr der Rat des Stadtbezirks F. 
mit Schreiben vom 25. Oktober 1963. das Verhalten des 
P. zu überprüfen und die bedingte Strafaussetzung zu 
widerrufen. In der Zeit von Mitte Oktober bis Ende 
November 1963 war P. sich selbst überlassen. Anfang 
Dezember 1963 vermittelte ihn der Rat des Stadtbezirks
F. u. a. in zwei Betriebe, bei denen P. trotz vorheriger 
Zusage der Betriebe nicht eingestellt wurde.
Am 10. Dezember 1963 wurde er schließlich zur Fa. K. 
verwiesen, wo er eingestellt Wurde. Von diesem Betrieb 
wurde er zum VEB B. delegiert. In diesem Betrieb ar­
beitete er vom ersten Tage an bis zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt zuverlässig und gut, weil ihm diese neue Tä­
tigkeit gut gefällt und er Anschluß an das Kollektiv ge­
funden-hat. Der VEB B. hat deshalb mit ihm am 
15. Februar 1964 einen Arbeitsvertrag abgeschlossen 
und mit ihm konkrete Qualifizierungsmaßnahmen für 
eine weitere berufliche Fortbildung vereinbart, die am
I. September 1964 wirksam werden sollen.
Aus der Darstellung der Entwicklung des P. nach seiner 
im April 1963 erfolgten vorzeitigen Haftentlassung er­
gibt sich, daß anfangs keine ordnungsgemäße Einglie­
derung in den Arbeitsprozeß erfolgte. Er sah zunächst 
keine Möglichkeit, in dem ihm zuerst vermittelten Be­
trieb weiterzukommen, weshalb es letztlich zur Lösung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses kam. Im VEB H. hat P. 
ab 1. September 1963 bis zu seinem Ausscheiden am 
10. Oktober 1963 eine schlechte Arbeitsdisziplin gezeigt, 
die sich in wiederholten Fehlschichten und in der Ver­
weigerung einer Arbeitsaufnahme auf einer anderen 
Baustelle des Betriebes Anfang Oktober 1963 äußerte. 
Dieses nach der bedingten Strafaussetzung zwar schwer­
wiegende, aber bis dahin in dieser Zeit erstmalige Ver­
sagen P.’s durfte unter Berücksichtigung seiner bisheri­
gen Entwicklung nicht zum Widerruf der bedingten 
Strafaussetzung führen, weil allein die am 4. und
II. Oktober 1963 mit P. geführten Aussprachen nicht 
alle Möglichkeiten der gesellschaftlichen Einwirkung 
umfaßt haben. Das Bezirksgericht hätte auch in An­
betracht der beträchtlichen Zeitspanne zwischen der 
Antragstellung am 25. Oktober und seiner Beschlußfas­
sung am 21. Dezember 1963 die Entwicklung, die P. in 
dieser Zeit genommen hat, überprüfen und das Ergeb­
nis bei seiner Entscheidung berücksichtigen müssen.
Der Widerruf der bedingten Strafaussetzung und die 
hierzu vom Bezirksgericht gegebene Begründung lassen 
erkennen, daß es einseitig die Pflichten des Verurteilten 
in den Vordergrund gestellt hat. Die Erfüllung der an 
das Verhalten eines aus der Strafhaft entlassenen Bür­
gers zu stellenden Anforderungen wird in der soziali­
stischen Gesellschaftsordnung zugleich durch die Ver­
antwortung der Gesellschaft bestimmt, ihn durch kon­

krete Unterstützung in die Lage zu versetzen, seine 
Pflichten als Bürger der DDR allseitig zu erfüllen.
Aus den dargelegten Gründen war der Beschluß des 
Bezirksgerichts aufzuheben.
§29 StEG.
Straftatbegünstigende Umstände (wie die Übertragung 
der Funktion eines Verkaufsstellenleiters trotz fehlen­
der Qualifikation, falsche Inventuren u. a.) können den 
Grad der Schuld verringern und für die Art und Höhe 
der Strafe mit entscheidend sein, wenn diese Umstände 
auf die Entstehung des Tatentschlusses Einfluß gehabt 
haben.
BG Dresden, Urt. vom 5. August 1964 — 3 BSB 260a/64.
Das Kreisgericht hat die Angeklagte wegen fortgesetz­
ter Unterschlagung zum Nachteil gesellschaftlichen 
Eigentums gemäß § 29 StEG zu einem Jahr und sechs 
Monaten Gefängnis sowie zur Schadenersatzleistung in 
Höhe von 2183 MDN an den HO-Lebensmittel-Kreis- 
betrieb verurteilt.
Der Senat hatte von folgenden Feststellungen des 
Kreisgerichts auszugehen, die mit der Berufung nicht 
angegriffen werden: Die 21jährige Angeklagte wurde 
aus der siebenten Klasse der Grundschule entlassen. 
Ihre Lernergebnisse waren unbefriedigend. Die Fach­
arbeiterprüfung legte sie mit -der Note vier ab. Die An­
geklagte wurde als oberflächlich, unordentlich und un­
zuverlässig beurteilt. Ab 1. September 1961 war die An­
geklagte als Fachverkäuferin in einem Kiosk tätig. 
Schon nach zwei Monaten wurde sie vom Handels­
bereichsleiter als Leiter einer Betriebsverkaufsstelle 
eingesetzt. Die damals 18jährige Angeklagte war zwar 
überrascht, daß sie nach so kurzer Zeit eine Verkaufs­
stelle leiten sollte, es gefiel ihr aber, sich Verkaufsstel­
lenleiterin nennen zu können.
Über ihre Rechte und Pflichten als Verkaufsstellenlei- 
terin wurde sie nicht mit der erforderlichen Gründlich­
keit belehrt. Sie erhielt lediglich eine Mappe mit An­
weisungen und Richtlinien, die sie durchlesen sollte. 
Auch später herausgegebene Richtlinien wurden nicht 
mit ihr besprochen.
Die Angeklagte mußte unter schwierigen räumlichen 
Bedingungen arbeiten und hatte ungenügende Lager­
möglichkeiten (wird ausgeführt). Dadurch entstanden 
erhebliche Warenverluste. Oft wurden die Waren auch 
außerhalb der Arbeitszeit der Angeklagten angeliefert 
und vor der Verkaufsstelle im Freien abgestellt, so daß 
eine sofortige Kontrolle nicht möglich war. In Ab­
wesenheit der Angeklagten entnahmen die Betriebs­
angehörigen Milch, Semmeln und Kuchen. Sie legten 
dafür das entsprechende Geld in die Kisten. Es kam 
aber auch vor, daß die Ware ohne Bezahlung entnom­
men wurde oder andere das in die Kisten gelegte Geld 
herausnahmen, so daß der Angeklagten stets Geld 
fehlte. Hinzu kam. daß die Angeklagte mehrmals mit 
ihrer Verkaufsstelle innerhalb des Betriebes umziehen 
mußte, wobei sie jegliche Übersicht verlor.
Die notwendigen schriftlichen Arbeiten wurden von 
der Handelsbereichsleiterin, die die Verkaufsstelle der 
Angeklagten wöchentlich aufsuchte, ausgeführt. Die 
Angeklagte bemühte sich nicht darum, sich in diese 
Tätigkeit einzuarbeiten. Sie hatte kein Interesse da­
für. weil es ihr schwerfiel, sich in die schriftlichen Un­
terlagen hineinzufinden. Sie machte keine exakten 
Aufzeichnungen über ihre täglichen Einnahmen, son­
dern trug in ein Schreibheft nur die runden Beträge 
ein. die sie zur Einzahlung an die Bank gab. Das Hart­
geld ließ sie in der Kasse.
Die Angeklagte vernichtete des öfteren verdorbene 
Waren, ohne darüber ein Protokoll anzufertigen. Auch 
die Verrechnung des Leergutes mit der Brauerei be­
herrschte sie nicht.
Anfang Juli 1962 wurde in der Verkaufsstelle der An­
geklagten erstmalig eine Inventur durchgeführt, weil 
die Angeklagte ihren Urlaub antrat. Diese Inventur 
schloß mit einer Plusdifferenz von 591,34 MDN ab. Tat­
sächlich war zu diesem Zeitpunkt bereits eine Minus­
differenz von 3171.02 MDN entstanden, wie bei einer 
Tiefenprüfung im März 1963 festgestellt wurde. 
Nachdem die Angeklagte erfahren hatte, daß die In­
ventur im Juli 1962 trotz der offensichtlichen Verluste,
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